
S ATZ U N G 


der Jagdgenossenschaft Zierenberg im Kreis Kassel 
\ 

§ 1 

Name, Sitz und Aufsichtsbehö~de 

(1) 	 Di e Genossenschaft führt den Namen "Jagdgenossenschaft Zi erenberg I" 


Sie hat ihren Sitz in Zierenberg und ist eine rechtsfähige Genossenschaft 


des öffentlichen Rechts. 


(2) 	 Aufsichtsbehörde ist der Landrat des Kreises Kassel 

§ 2 

Mitgliedschaft 

(1) 	 Der Genossenschaft gehören alle Grundeigentümer des gemeinschaftlichen 


Jagdbezirks Zierenberg I nach Maßgabe des anliegenden Genossenschaftska­


tasters an. Das Kataster hat nach ortsüblicher Bekanntmachung zwei Wochen 


lang beim Magistrat zur Einsicht ausgelegen. Einsprüche sind dagegen nich~ 


erhoben worden. 


(2) 	 Der Jagdbezirk ist 1267.7289 ha groß. Die Größe der bejagbaren Flächen ist 

zum 1. April eines jeden Jahres festzustellen, und zwar getrennt nach 

Waldflächen, Feldflächen und Gewässerflächen. 

(3) Grundeigentümer, 	 auf deren Flächen die Jagd ruht oder nicht ausgeübt werden 

darf, gehören insoweit der Genossenschaft nicht an. 

(4) 	 Die Mitgliedschaft zur Genossenschaft endet mit dem Verlust des Grundeigen­

tums. Eigentumsänderungen hat der Grundeigentümer nachzuweisen. 

§ 3 

Aufgaben 

(1) 	 Die Genossenschaft hat die Aufgabe, das ihr zustehende Jagdausübungsrecht 

im Interesse der Jagdgenossen zu verwalten und zu nutzen sowie für den Ersatz 

des den Genossen etwa entstehenden Wildschadens zu sorgen. 

(2) 	 Sie kann zur ErfUllung irrer Aufgaben Umlagen erheben. 



\ 

§ 4 

Organe 

Organe ~er Genossenschaft sind 

a) der Jagdvorstand, 


b) die Genossenschaftsversammlung, 


c) der Genossenschaftsausschuß. 


§ 5 

Jagdvorstand 

(1) 	 Der Jagdvorstand bestehend aus dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenrlen 


und einem Kassenhalter werden von der Genossenschaftsversammlung auf 


die Dauer von 4 Jahren gew~hlt. FUr den Jagdvorstand sind persönliche 


Stellvertreter zu w~hlen. W~hlbar ist jeweils jeder Jagdgenosse, der 


das 18. Lebensjahr vollendet hat und uneingeschränkt im Besitz der 


staatsbürgerlichen Rechte ist. 


(2) 	 Die persönlichen Stellvertreter vertreten den jeweiligen Jagdvorstand 


im Falle dessen Verhinderung. Soweit Beschlüsse nach dieser Satzung nicht 


von and~en Organen gefaßt werden, werden sie vom Jagdvorstand gemeinsam 


gefaßt. 


(3) 	 Der Jagdvorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und außergericht­

lich. Zur Abgabe von Willenserklärungen und zum Abschluß von Vertr~gen, 

durch die die Genossenschaft verpflichtet werden soll, kann der Jagdvorstar 

nur, auf der Grundlage der von der Genossenschaftsversammlung gefaßten Be­

schlüsse wirksam t~tig werden. 

§ 6 

Aufgaben des Ja9dvorsta~des 

(1) 	 Der Jagdvorstand hat die Interessen der Jagdgenossenschaft im Rahmen des § 

wahrzunehmen. Er ist an die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung gebur 

den, soweit sich diese im Rahmen der Gesetze halten. 

(2) 	 Der Jagdvorstand hat insbesondere folgende Aufgaben zu erfüllen: 

a) Anlegen und Führen des Gencssenschaftskatasters, 


b) Einberufen und Leiten der Genossenschaftsversammlung, 




\ 

c) Ausführen der Genossenschaftsbeschlüsse, 


d) Führen der Kassengeschäfte, 

\ 	 e) Aufstellen und Vorlage des Haushaltsplans und der Jahresrechnung, 

f) Aufstellen des Verteilungsplans und der Beitragsliste, 

g) Beaufsichtigen der Angestellten und Überwachung der Einrichtungen, 

h) Führen des Schriftwechsels und Beurkunden von Beschlüssen, 

i) Vornahme der Bekanntmachungen, 

k) Abschluß von Verträgen. 

§ 7 

Genossenschaftsversammlung 

(1) 	 Alljährlich findet eine Versammlung der Genossen statt. Außerordentliche 


Versammlungen si nd vom Jagdvorstand unverzüglich einzuberufen, wenn dies 


von wenigstens einem Zehntel der stimmberechtigten Genossen unter Angabe 


der Gründe schriftlich verlangt wird. 


(2) 	 Die Einladung zur Genossenschaftsversammlung ergeht durch ortsübliche Be­

kanntmachung (§ 18 Abs. 1) unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen. 

Dies gi1t auch für auswärtige Jagdgenossen. Die Einladung enthält Tagungs­

ort und -zeit sowie die Tagesordnung. 

§ 8 

Beschlußfähigkeit 

Oie Genossenschaftsversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 

und vertretenen Jagdgenossen beschlußfähig, wenn zu der Sitzung ordnungsgemäß 

einberufen wurde. Dabei hat es keine Bedeutung, ob die anwesenden und vertre­

tenen Jagdgenossen der Zahl oder der Grundfläche nach die Mehrheit im gemein­

schaftl i chen Jagdbezirk vertreten oder nicht. 

§ 9 

Stimmrecht der Genos sen 

(1) 	 Jeder Genosse hat eine Stimme. 

(2 1 	 MiteigentGmer oder Ges amt handseigentUmer eine s zum Ja gdbezirk ge hörige n 

GrundstUcks können ihr Stimmrecht nur gemein schaft1 ich ausüben. Beteili gen 

sich nicht sämtliche Miteigentümer oder Gesamthandseigentümer an der Ab­



· .. 

stimmung, so gelten die nicht Erschienenen oder nicht Abstimmenden als 

den Erklärungen der Abstimmenden zustimmend. 

(3) Jeder Genosse kann sein Stimmrecht durch einen mit schriftlicher Vollmacht 
\ 

ver~ehenen anderen Genossen oder seinen volljährigen Ehegatten oder einen 

volljährigen Verwandten 1. Grades ausUben. 

(4) 	 Genossen, auf deren GrundstUcken die Jagd ruht oder nicht ausgeUbt werden 


darf, haben insoweit kein Stimmrecht. 


§ 10 

BeschlUsse der Genossenschaftsversammlung 

BeschlUsse der Genossenschaftsversammlung erfolgen mit einfacher Mehrheit der 


anwesenden und vertretenen Jagdgenossen, die zugleich die Mehrheit der in der 


Versammlung vertretenen Grundflächen bilden. Bei Stimmengleichheit kommt kein 


Beschluß zustande. Über die strittige Frage ist in der gleichen oder einer neu 


einzuberufenden Genossenschaftsversammlung mit dem Ziel einer Beschlußfassung 


erneut zu beraten. 


§ II 

Ni ederschr i ft 

Über den wesentlichen Verlauf und die BeschlUsse einer Versammlung ist eine 

Niederschrift zu fertigen; sie muß insbesondere enthalten 

1. 	 die Zahl der anwesenden und vertretenen Jagdgenossen, 

2. 	 die Angabe der von ihnen vertretenen Grundflächen, 

3. 	 die von der Genossenschaftsversammlung gefaßten BeschlUsse, wobei das Stimmen­

verhältnis anzugeben ist. 

Die Niederschrift ist im Geschäftszimmer des Jagdvorstandes zwei Wochen lang 

zur Einsichtnahme der Genossen öffentlich auszulegen. 

§ 1 2 

Aufgaben der Genossenschaftsversammlung 

Die Genossenschaftsversammlung beschließt im Rahmen der Gesetze Uber die 


a) Wahl des Jagdvorst~n~es und ~~S Senossenschaftsaussc~usses, 


b; Art der Nutzung des jagdbezir~s) 


c) Verwendung des Jagdertrags in jedem Jahr, 




\ 

d) Erhebung und Verwendung der Umlagen, 


e) Wahl der Ausschußmitglieder und deren Stellvertreter, 


f) Anstellung von Personal und Festsetzung der dem Jagdvorstand und etwaigen 


Angestellten zu gewährenden Entschädigung, 


g) Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers, 


h) Genehmigung des Haushaltsplans und der Jahresrechnung, 


i) Änderung der Satzung. 


§ 13 

Genossenschaftsausschuß 

(1) 	 Der Genossenschaftsausschuß besteht aus drei Personen, di e mi t ihren Stell ­

vertretern von der Genossenschaftsversammlung auf die Dauer von 4 Jahren 

gewählt werden. Wählbar ist jeder Jagdgenosse, der das 25. Lebensjahr voll ­

endet hat und uneingeschränkt im Besitz der staatsbürgerlichen Rechte ist. ­

Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden. 

(2) 	 Die Aufgaben des Ausschusses bestehen insbesondere in der Prüfung 


a) des Genossenschaftskatasters (§ 2 Abs. 1), 


b) der Versammlungsniederschrift (§ll), 


cl des Kassenwesens, des Haushaltsplans und der Jahresrechnung, 

\ 

d) des Verteilungsplans und der Beitragslisten (§14). 

(3) 	 Der Ausschuß wird vom Vorsitzenden nach Bedarf einberufen. Er hat in Genos­

senschaftsversammlungen seinen Prüfungsbericht zu erstatten. 

§ 14 

Ant eil an Nut z u n g en und Las ten 

(1) 	 Der Anteil der Genossen an den Nutzungen und Lasten richtet sich nach dem 

Verhältnis des Flächeninhalts ihrer bejagbaren Grundstücke im Jagdbezirk. 

(2) 	 An den Nutzungen und Lasten nehmen die j enigen Genossen ins oweit nicht teil, 

als auf ihren Grundstücken die Jagd ruht oder nicht ausgeübt werden darf. 

(3) 	 Zur Festsetzung des Anteils der Jagdgenossen stellt der Jagdvorstand einen 

Vertei lungsplan und - soweit erforderl ich eine Beitragsliste auf. Jedes 

Verzeichnis ist zwei Wochen lang im Geschäftszimmer des Jagdvorstandes zur 

Einsichtnahme der Genossen oder ihrer mit Vollmacht versehenen Beauftragten 

öffentlich auszulegen. Die Auslegung ist vorher bekanntzumachen (§ 18 Abs. 1 



§ 15 

Auszahlung des Jagdertrags 

·(1) 	Nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres be schließt die Genossenschafts­
\ 

versammlung über die Verwendung des Reinertrages aus der Jagdnutzung 

(§ 10 Abs. 3 BJG). 

(2) 	 Entfällt im Falle einer Auszahlung auf einen Genossen ein gerlngerer 

Reinertrag als zehn Deutsche Mark, so wird die Auszahlung erst dann fällig, 

wenn der Betrag durch Zuwachs mindestens zehn Deutsche Mark erreicht hat. 

(3) 	 Beträge, die nicht binnen einem Monat (§ 10 Abs. 3 Satz 3 BJG) nach der 

unanfechtbaren Feststellung des Vertei lungsp1ans schriftlich oder mündlich 

zu Protokoll des Jagdvorstandes geltend gemacht werden, verfa l len nach 

schriftlicher erfolgloser Mahnung der Genossenschaft. 

§ 16 

Einzahlung der Beträge 

(1) 	 Die B~iträge der Genossen werden binnen zwei Wochen nach rechtskräftiger 


Feststellung der Beitrag s liste fällig; sie sind bar und bestellgeldfrei 


bei der Genossenschaftskasse einzuzahlen. 


(2) 	 Die Beiträge, welche nicht fristgemäß eingezahlt werden, können nach den 


Vorschriften über die Einziehung von Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 


§ 17 

Geschäftsj ahr 

Das 	 Geschäftsjahr läuft vom 1. April bis 31. März. 

§ 18 

Be kanntmachungen 

(1) 	 Die für die Genossen oder die Öffentlichkeit bestimmten Bekanntmachungen 

werden im amtlichen Bekanntmachungsorgan der Stadt Zierenberg veröffentlicht 

§ 19 

Rechtsmittel 

Ge gen V e ~~ a l tu n g s a k te der Jagdgenossenschaft sind die Rechtsmittel nach §§ 68 ff 

der Ver 'ti a ltungs gerichtsordnung vom 21. J anua r 1960 (8GBl. I S. 17), zuletzt durcl 

da s Gesetz vom 3. Dezember 1976 (BGB1. I S. 3281), gegeben. 

Zierenberg 21. Okt ober 1991 
...... ' /(,:" + 1" ~ ..•........... ........... . ...•... ·!I"'\:L .·...:.1······················· · · 



Vorstehende Satzung ist in der Genossenschaftsversammlung vom 21.10.1991 

in der 45 Genossen mit einer Grundfläche von 884,4094 ha 

anwesend bzw. vertreten waren, beschlossen worden. 
\ 

Der Jagdvorstand 

. . . 

~.---j ,{ . ' 
/' ~,{ <_::::"-' 7 '--;;.,.."'-"___'z, ;~ __....!_ 

... ••" .3 ......... " , ................. 0 ............. .. 


/
(Unterschrift) 

i 

Vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 Hess. AusfG z. BJG vom 24. Mai 1978 

i .d.F. des Gesetzes vom 29. März 1988 (GVB1. S. 130) genehmigt. 

Der Landrat! 

~egierungspräsidiuffi 

"- - .-­



S ATZ U N G 

der Jagdgenossenschaft Zierenberg II im Kreis Kassel 

\ 

§ 1 

Name, Sitz und Aufsichtsbehörde 

(1) 	 Die Genossenschaft führt den Namen "Jagdgen ossenschaft Zierenberg II" 


Sie hat ihren Sitz in Zierenberg und i st eine rechtsfähigeGenossen~chaft 


des öffentlichen Rechts. 


(2) 	 Aufsichtsbehörde ist der Landrat des Kreises Kassel 

§ 2 

Mitgliedschaft 

(1) 	 Der Genossenschaft gehören alle Grundeigentümer des gemeinschaftlichen 

Jagdbezirks Zierenberg I nach Maßgabe des anliegenden Genossenschaftska­

tasters an. Das Kataster hat nach ortsüblicher Bekanntmachung zwei Wochen 

lang beim Magistrat zur Einsicht ausgelegen. Einsprüche sind dagegen nicht 

erhoben Würden. 

(2) 	 Der Jagdbezirk ist 1077. 7619 ha groß. Die Größe der bejagbaren Flächenist 


zum 1. April eines jeden Jahres festzustellen, und zwar getrennt nach 


Waldfläche~, Feldflächen und Gewässerflächen. 


(3) 	 Grundeigentümer, auf deren Flächen die Jagd ruht oder nicht ausgeübt werden 

darf, gehören insoweit der Genossenschaft nicht an. 

(4) 	 Die Mitgliedschaft zur Genossenschaft endet mit dem Verlust des Grundeigen­

tums. Eigentumsänderungen hat der Grundeigentümer nachzuwei sen. 

§ 3 

Aufgaben 

(1) 	 Die Genossenschaft hat die Aufgabe, das ihr zustehende Jagdausübungsrecht 

im Interesse der Jagdgenossen zu verwalten und zu nutzen sowie für den Ersat 

des den Genossen etwa entstehenden Wildschadens zu sorgen. 

(2 ) 	 Sie kan n zur ErfUl Jung ihrer Aufga be n Umlagen erh eben. 



" 


§ 4 


Organe Genossensch sind 

a) der J vorstand, 


b) oie Genossensch sversammlung, 


c) der ssenschaftsausschuß. 


§ 5 

(1) 	 Der Jagdvorstand bestehend aus dem 1. Vorsitzenden. dem 2. Vorsitzenrlen 


und einem Kassenhalter wer von der Genossenschaftsversammlung auf 


die Dauer von 4 Jahren 9 hlt. Für n Jagdvorstand sind pers lic 


Stellvertreter zu hlen. hlbar ist jeweils j r osse,der 


das 18. L sjahr vollendet hat uneingeschr kt 1m Bes tz der 


staat sbürger 1i Me ist. 


(2) 	 Oie pers nlichen ellvertreter vert en den jeweili Jagdvorstand 


im Falle sse~ rhinderung. t Beschlüsse nach dieser Satzung ni 


von &en ganen aßt werden, we n sie vom J vorst i nsam 


gefaßt. 


(3) 	 Der Jagdvorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und ergericht­

lieh. Zur abe von Willen lärungen und zum hluß von rägen, 

dureh die die ossenschaft verpflichtet werden soll, kann der J vorstar 

nur auf der Grundlage der von Genossensch sversammlung faßten Be­

schlüsse wirksam t ig we en. 

§ 6 

(1) 	 Der Ja cvorstand hat die Int ressen r J ssenschaft im R ces § 

wahrzune . Er ist an die schlüsse der ossenschaftsversammlung gebu r 

den, soweit sich iese im Ra der Gesetze halten. 

(2) 	 Der Jagdvorst h insbesondere 1gen Aufg zu e üllen: 

a) Anl e n und ren s Ge ssenschaftskatasters, 


b) Einberufen und Leiten der ssenschaftsvers ung, 




c) Ausführen der Genossenschaftsbeschlüsse, 


d) FUhren der Kassengeschäfte, 

\ 	 e) Aufstellen und Vorlage des Haushaltsplans und der Jahresrec~n~ng, 

f) Aufstellen des Verteilungsplans und der Beitragsliste, 

g) Be?ufsichtigen der Angestellten und Überwachung der Einrichtungen, 

h) FUhren des Schriftwechsels und Beurkunden von Beschlüssen, 

i) Vornahme der Bekanntmachungen, 

k) Abschluß von Verträgen. 

§ 7 

Genossenschaftsversammlung 

(1) 	Alljährlich findet eine Ve~sammlung der Genossen statt. Außerordentliche 

Versammlungen sind vom Jagdvorstand unverzüglich einzuberufen, wenn dies 

von wenigstens einem Zehntel der stimmberechtigten Genossen unter Angabe 

der Gründe schriftlich verlangt wird. 

(2) 	 Die Ein19dung zur Genossenschaftsversammlung ergeht durch ortsübliche Be­

kanntmachung (§ 18 Abs. 1) unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen. 

Dies gilt auch für auswärtige Jagdgenossen. Die Ei~ladung enthält Tagungs­

ort~nd -zeit sowie die Tagesordnung. 

§8 

Beschlußfähigkeit 

Die Genossenschaftsversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 

und vertretenen Jagdgenossen beschlußfähig, wenn zu der Sitzung ordnungsgemäß 

einberufen wurde. Dabei hat es kelne Bedeutung, ob die anwesenden und vertre­

tenen Jagdgenossen der Zahl oder der Grundfläche nach die Mehrheit im gemein­

schaftlichen Jagdbezirk vertreten oder nicht. 

§ 9 

Stimmrecht der Genossen 

(1) 	 Jeder Genosse hat eine Stimme. 

(2) Miteigentümer oder Gesamthandseigentümer 	eines zum Jagdbezirk gehörigen 

Grundstücks können ihr Stimmrecht nur gemeinschaftlich ausüben. Beteiligen 

sich nicht sämtliche Miteigentümer oder Gesamthandseigentümer an der Ab­



stimmung, so gelten die nicht Erschienenen oder nicht Abstimmenden als 

den Erklärungen der Abstimmenden zustimmend . 

. (3) Jeder Genosse kann sein Stimmrecht durch einen mit schriftlicher Vollmacht 
\ 

ver~ehenen anderen Genossen oder seinen volljährigen Ehegatten oder einen 
volljährigen Verwandten 1. Grades ausüben. 

(4) 	 Genossen, auf deren Grundstücken die Jagd ruht oder nicht ausgeübt werden 


darf, haben insoweit kein Stimmrecht. 


§ 10 

Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung 

Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung erfolgen mit einfacher Mehrheit der 


anwesenden und vertretenen Jagdgenossen, die zugleich die Mehrheit der in der 


Versammlung vertretenen Grundflächen bilden. Bei Stimmengleichheit kommt kein 


Beschluß zustande. Über die strittige Frage ist in der gleichen oder einer neu 


einzuberufenden Genossenschaftsversammlungmit dem Ziel einer Beschlußfassung 


erneut zu beraten. 


- ' ­
§ 11 

Ni ederschri ft 

Über den wesentlichen Verlauf und die Beschlüsse einer Versammlung ist eine 

Niederschrift zu fertigen; sie muß insbesondere enthalteri 

1. die Zahl der anwesenden und vertretenen Jagdgenossen, 

2. die Angabe der von ihnen vertretenen Grundflächen, 

3. 	 die von der Genossenschaftsversammlung gefaßten Beschlüsse, wobei das Stimmen­

verhältnis anzugeben ist. 

Die Niederschrift ist im Geschäftszimmer des Jagdvorstandes zwei Wochen lang 

zur Einsichtnahme der Genossen öffentlich auszulegen. 

§ 12 

Aufgaben der Genossenschaftsversammlung 

Die Genossenschaftsversammlung beschließt im Rahmen der Gesetze über die 


a) Wahl des Jagdvorstandes und des Genossenschaftsausschusses, 


b) Art der Nutzung des Jagdbezirks, 


c) Verwendung des Jagdertrags in jedem Jahr, 
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d) Erhebung und Verwendung der Umlagen, 


e) Wahl der Ausschußmitglieder und deren Stellvertreter, 


f) Anstellung von Personal und Festsetzung der dem Jagdvorstand und etwaigen 

. 	 \ 

Angestellten zu gewährenden Entschädigung, 

g) Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers, 

h) Genehmigung des Haushaltsplans und der Jahresrechnung, 

i) Änderung der Satzung. 

§ 13 

Genossenschaftsausschuß 

(1) 	 Der Genossenschaftsausschuß besteht aus drei Personen, die mit ihren Stell ­

vertretern von der Genossenschaftsversammlung auf die Dauer von 4 Jahren 

gewählt werden. Wählbar ist jeder Jagdgenosse, der das 25. Lebensjahr voll ­

endet hat und uneingeschränkt im Besitz · der staatsbürgerlichen Rechte ist. 

Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden. 

(2 ) 	 Die Aufgaben des Ausschusses bestehen insbesondere in der Prüfung 
a) des Genossenschaftskatasters (§ 2 Abs. 1 ) , 

b) der Versammlungsniederschrift (§ll), 
c) des Kassenwesens, des Haushaltsplans und der Jahresrechnung, 
d) des Verteilungsplans und der Beitragslisten (§14). 

(3) 	 Der Ausschuß wird vom Vorsitzenden nach Bedarf einberufen. Er hat in Genos­

senschaftsversammlungen seinen Prüfungsbericht zu erstatten. 

§ 14 

Anteil an Nutzungen und Lasten 

(1) 	 Der Anteil der Genossen an den Nutzungen und Lasten richtet sich nach dem 

Verhältnis des Flächeninhalts ihrer bejagbaren Grundstücke im Jagdbezirk. 

(2) 	 An den Nutzungen und Lasten nehmen diejenigen Genossen insoweit nicht teil, 

als auf ihren Grundstücken die Jagd ruht oder nicht ausgeübt werden darf. 

(3) 	 Zur Festsetzung des Anteils der Jagdgenossen stellt der Jagdvorstandeinen 

Verteilungsplan und - soweit erforderlich eine Beitragsliste auf. Jedes 

Verzeichnis ist zwei Wochen lang im Geschäftszimmer des Jagdvorstandes zur 

Einsichtnahme der Genossen oder ihrer mit Vollmacht versehenen Beauftragten 

öffentlich auszulegen. Die Auslegung ist vorher bekanntzumachen (§ 18 Abs. 1) 



§ 15 

Auszahlung des Jagdertrags 

(1) 	Nac~Ab1auf eines jeden Geschäftsjahres beschließt die Genossenschafts­


vers amml ung über die _Verw,endung des Rei nertrages aus der Ja_gdnutzung 


(§ 10 Abs. 3 BJG). 


(2) 	 Entfällt im Falle einer Auszahlung auf einen Genossen ein geringerer 

Reinertrag als zehn Deutsche Mark, so wird die 'Auszahlung erst dann fällig, 

wenn der Betrag durch Zuwachs mindestens zehn Deutsche Mark erreicht hat. 

(3) 	 Beträge, die nicht binnen einem Monat (§ 10 Abs. 3 Satz 3 BJG) nach der 

unanfechtbaren Feststellung des Verteilungsplans schriftlich oder mündlich , 

zu Protokoll des Jagdvorstandes geltend gemacht werden, verfallen nach 

schriftlicher erfolgloser Mahnung der Genossenschaft. 

, § 	 16 

Einzahlung der Beträge 

(1) 	 Die Beiträge qer Genossen werden binnen zwei Wochen nach rechtskräftiger 


Feststellung der Beitragsliste fällig~sie sind bar und bestellgeldfrei 


bei der Genossenschaftskasse einzuzahleri~ 

, 

. (2) 	 Die Beiträge, welche nicht fristgemäß eingezahlt werden, können nach den 

Vors'chriften über die Einziehung von Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 

§ 17 

Geschäftsj ahr 

Das 	 Geschäftsjahr läuft vom 1. April bis 31. März. 

§ 18 

Bekanntmachungen 

(1) 	 Die für die Genossen oder die Öffentlichkeit bestimmten Bekanntmachungen 

werden im amtlichen Bekanntmachungsorgan der Stadt Zierenberg veröffentlicht. 

§ 19 

Rechtsmittel 

Gegen 	 Verwaltungsakte der Jagdgenossenschaft sind die Rechtsmittel nach §§ 68 ff. 

der 	Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (BGB1. I S. 17), zuletzt durch 

das Gesetz vom 3. Dezembe~ 1976 (8GB1. I S. 3281), gegeben~ 

Zierenberg 	 21. Oktober 1991 
....... (Ort 1 ..•.............................. ~;;.t' C'.";'_~ · ..•.... _. ~ ...........•.... 




. .. 


Vorstehende Satzung ist in der Genossenschaftsversammlung vom 21.10.1991 

in der 53 Genossen mit einer Grundfläche von 810,259 ha 

anwesend 
\ 

bzw.vertreten waren, beschlossen worden. 

Der Jagdvorstand . . ' 

4 /I ­

00 -;!e::po osfß:ro00 0 0004 
/ / (Unt6schri ft . 
L/ . /. . 

). Vorstehende Satzung wird gemäß § 6 Abs. 2 Hess. AusfG z. BJG ' vom 24. Mai 1978 

i .d.F. des Gesetzes vom 29. März 1988 (GVB1. r S. 130) genehmigt. 

Der Landrat/ 

Regier~Rgsp~äsidi~ffl . 


-.. 



s A - T z u N G 

der Jagdgenossenschaft 0 e 1 s hau sen im Kreis Kassel 

§ 	 1- Name,Sitz und Aufsichtsbehörde 

(1) 	 Die Genossenschaft führt den Namen "Jagdgenossen­

seha ft Oelsha usen" '­

Sie hat ihren Sitz in Zierenberg-Oelshausen 
und ist eine rechtsfähige Genossenschaft des öffentlichen 
Rechts. 

(2) 	Aufsichtsbehörde ist der Landrat des Landkreises Kassel. 

!_~_..:.~J..!.8...!..i ed s~ a ft 
(1) 	Der Genossenschaft gehören alle Grundeigentümer des 

gemeinschaftlichen Jagdbezirkes Oelshausen nach Maß­
gabe des anliegenden Genossenschaftska tasters an. Das 
Ka taster hat nach ortsüblicher Bekanntmachung zwei 
Wochen lang bei der hiesigen Außenstelle der Stadtver­
waltung zur Einsicht ausgelegen. Einsprüche sind dage­
gen - nicht erhoben worden. 

(2) 	 Der " Jagdbezirk ist 333,34 ha groß. Die Größe der be­
jagbaren Fläche ist zum 1. April eines jeden Jahres 
festzustellen. 

(3) 	 Grunceigentümer, auf deren Flächen die Jagd nicht 
ausgeübt werden darf, gehören insoweit der Jagdge­
nossenschaft nicht an. 

(4) 	 Die Mitgliedschaft zur Genossenschaft endet mit dem 
Verlust des Grundeigentums. Eigentumsänderungen hat 
der Grund eigentUm er nachzuweisen. 

§ 	 3- A uf~E.~!.!. 
(1) Die Genossenschaft hat die Aufgabe. das ihr zustehende 
Jagdausübungsrecht im Interesse der Jagdgenossen zu ver­
walten und zu nutzen sowie für den Ersatz des den Genos­
sen etwa entstehenden Wildschadens zu sorgen. 

(2) 	 Sie kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben Umlagen erheben. 

_§_L.:_2~~~ 
Organe der Genossenschaft sind 

a) der Jagdvorstand. 
b) die Genossenschaftsversammlung 
c) der Genossenschaftsausschuß 

_§_E-.:_LUL<!.::.~r st a~ 
(1) 	 Der Jagdvorstand. bestehend aus dem Jagdvorsteher. 

seinem Stellvertreter und einem Kassenführer. wiirl von 
der Genossenschaftsversammlung auf die Dauer von 4 
Jahren gewählt. Wählbar ist jeder Jagdgenosse, der das 
25. Lebensjahr vollendet hat und uneingeschränkt im 
Besitz der staatsbürgerlichen Rechte ist. Nach Ablauf 
der Amtszeit führen die Gewählten ihr Amt bis zur 
Neuwahl fort. 

(2) 	 Im Falle der Verhinderung des Jagdvorstandes vertritt 
ihn der Vorsitzende des Genossenschaftsausschusses. 

(3) 	 Der Jagdvorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich 
und außergerichtlich. 

_§_~_~...!:E.a ben des ~vor~!.'!....nd es 
(1) 	 Der Ja; dvorstand hat die Interessen der Jagdgenossen­

schaft im Rahmen des § 3 wahrz"mehmen. Er ist an 
die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung gebun­
den. soweit sich diese im Rahmen der Gesetze halten. 

(2) 	 Der Jagdvorstand hat insbesondere folgende Aufgaben zu 
erfüllen: 
a) Anlegen und Führen des Genossenschaftskatasters. 
b) Einberufung und Leiten der Genossenschaftsversammlung. 

c) A usftihren der Genossenschaftsbesch lüsse, 

d) FUhren der Kassengeschäfte, 

e) Aufstellen und Vorlage des Haushaltsplanes und 


der Jahresrechnung 
f) Aufstellen des Verteilungsplanes und der Beitrags­

liste. 
g) Beaufsichtigen der Angestellten und Überwachung 

der Einrichtungen. 
h) pjhren des Schriftwechsels und Beurkunden von Be­

schlüssen. 

i) Vornahme der ~ekanntmachungen. 


k) Abschluß von Verträgen. 


1-2_-=-_ G e.E~~c~~~~~E1 m~!.!..8. 
(1) 	 Alljährlich findet eine Versammlung der Genossen 

sta tt. 
Außerordentliche Versammlungen sind vom Jagdvorstand 

" einzuberufen, wefiß dies von wenigstens einem Zehntel 
der stimmberechtigten Genossen unter Angabe der Grün­
de schriftlich verlangt wird. Alle Versammlungen sind 
unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von 
zwei Wochen einzuberufen (§ 15 Abs. 1). 

(2) 	 Eine Versammlung ist beschlUßfähig. wenn mindestens 
ein Viertel d er stimmberech tigten Genossen anwesend 
oder vertreten ist. Bei Beschlußunfähigkeit ist eine 
erneute Versammlung mit gleicher Tagesordnung und 
Ladungsfrist von zwei Wochen einzuberufen. die ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen oder vertre­
tenen Genossen beschlußfähig ist. 

(3) BeschlUsse erfordern 	die Zustimmung der Mehrheit der 
anwesenden und vertretenenjagdgenossen. die zugleich 
die Mehrheit der in der Versammlung vertretenen 
Grundflächen bilden. Bei Stimmengleichheit kommt 
kein Beschluß zustande. 

(4) Über den wesentlichen Verlauf und die Beschlüsse einer 
Versammlung ist eine Niederschrift zu fertigen; sie muß 

insbesondere enthalten: 

1. 	die Zahl der anwesenden Jagdgenossen. 
2. 	die Angabe der von ihnen vertretenen Grundflächen, 
3. 	die von der Genossenschaftsversammlung gefaßten 

Beschlüsse. wobei das Stimmenverhältnis anzuge­
ben ist. 

Die Niederschrift ist i:n Geschäftszimmer des Jagdvorstan­
des zwei Wochen lang zur Einsichtnahme der Genossen 
öffentlich auszulegen. 

§ 	 8 - Stimmrecht der Genossen 
(1) 	Jeder Genosse hat eine Stimme. 

(2) 	 Miteigentümer oder Gesamthandseigentfurer eines zum 
Jagdbezirk gehörigen Grundstücks können ihr Stimm­
recht nur gemeinschaftlich ausüben. Beteiigen sich 
nicht sämtliche Miteigentümer oder Gesamthandseigen­
tümer an der Abstimmung, so gelten die Nichtabstim­
menden oder Nichterschienenen als den Erklärungen der 
Abstimmenden zustimmend. 

(3) Jeder Genosse 	kann sein Stimmrecht durch einen mit 
schriftlicher Vollmacht versehenen anderen Genossen 

. 	 od er seinen vollj ährigen Ehega tten od er einen vollj äh­
rigen Verwandten ersten Grades ausüben. 

(4) 	 Genossen. auf deren Grundstücken die Jagd ruht oder 
nicht ausgeübt werden darf, haben insoweit kein 

Stimmrecht. 




§ 9 - Aufgaben der Genossenschaftsver ­
sammlun~___ 


Die Genossenschaftsversammlung beschließt im Rahmen der 
Gesetze über die 

a) Wahldes Jagdvorstandes und des Genossenschafts-
a ussch usses 

b) Art der Nutzung des Jagdbezirkes 
c) Verwendung d~ Jagdertrages 
d) Erhebung und Verwendung der Umlagen 
e) Wahl der Ausschußmitglieder und deren Stellvertre­

ter 
f) Anstellung von Personal und Festsetzung der dem 

Jagdvorstand und etwaigen Angestellten zu gewäh ­
rend en Entschädigung, 

g) Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers, 
h) Genehmigung des Haushaltsplanes und der Jahres­

rechnung 
i) Änderung der Satzung 

§ 	 10 - Genossenschaftsausschuß 
----~------------------------
(1) 	 Der Genossenschaftsausschul3 besteht aus drei Personen, 

die mit ihren Stellvertretern von der Genossenschafts­
versammlung auf die Dauer von 4 Jahren gewählt wer­
den. Wählbar ist jeder Jagdgenosse. der das 25.Lebens­
jahr vollendet hat und uneingeschränkt im Besitz der 
staa tsbürgerlichen Rechte ist. Der Ausschuß wählt aus 
seiner Mitte einen Vorsitzenden. § 5 Abs. 1 Sdtz 3 
gilt entsprechend. 

(2) 	 Die Aufgaben des Ausschusses bestehen insbesondere in 
d er Prüfung: 
a) des Genossenschaftskatasters (§ 2 Abs. 1) 
b) der Versammlungsniederschrift (§ 7 Abs. 4) 
c) des Kassenwesens, des Haushaltsplanes und der Jahres­

rechnung, 
d) des VerteiIungsplanes und der Beitragslisten (§ 11) 

(3) 	 Der Ausschuß wird vom Vorsitzenden nach Bedarf ein­
berufen. Er hat in Genossenschaftsversammlungen sei­
nen Prüfungsbericht zu erstatten. 

.L.!~_~E.!!i~l!._~~!.~~~~~_La s t~_ 
(1) 	 Der Anteil der Genossen an den Nutzungen und la­

sten richtet sich nach dem Verhältnis des flächenin­
haltes ihrer bejagbaren Grundstücke im Jagdbezirk. 

(2) 	 An den Nutzungen und Lasten nehmen diejenigen Ge­
nossen insoweit nicht teil, als auf ihren Grundstücken 
die Jagd ruht oder nicht ausgeübt werden darf. 

(3) 	 Zur Festsetzung des Anteils der Jagdgenossen stellt der 
Jagdvorstand einen Verteilungsplan und - soweit erfor­
derlich - eine Beitragsliste auf. 

Jedes Verzeichnis ist zwei Wochen lang im GeschäftsziL1­
mer des Jagdvorstandes zur Einsichtnahme d.er Genossen 

oder ihrer mit Vollmacht versehenen Beauftragten öffent­

lich auszulegen. Die Auslegung ist vorher bekanntzuma­

chen (§15 Abs. 1). 


§ 12 - Aus z.a h I ~!21Lß es Ja g der t r a~ 


Nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres beschließt die 

Genossenschaftsversammlung über die Verwendung des Rein­

ertrages aus der Jagdnutzung. (§ 10 Abs. 3 BJG). 

~.!2.--=~n z a h 1u n g der Bei t r ä ge 

(1) 	 Die Beiträge der Genossen werden binnen zwei Wo­
chen nach rechtskräftiger Feststellung der Beitragsliste 
fällig; sie sind in bar und bestellgeldfrei bei der Ge­
nossenscha ftskasse einzuzahlen. 

(2) 	Die Beiträge, welche nicht fristgemäß eingezahlt 
werden, können nach den Vorschriften Uber die Ein­
ziehung von Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 

~!i~~~~~~i~l~~ 
Das Geschäftsjahr läuft vom 1. April bis 31. März . 

!~2_~~!~an~tm~~E~~ 
Die für die Genossen oder die Öffentlichkeit bestimmten 
Bekanntmachungen werden im amtlichen Bekanntmachungs­
organ der Stad t Zierenberg veröffentlicht. 

§ 	 16 - Rechtsmittel 

Gegen Verwaltungsakte der Jagdgenossenschaft sind die 
Rechtsmittel nachA'§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsord­
nung vom 21. Jan. 1960 (GVBl. I S. 17), zuletzt geän­
dert durch das Gesetz vom 25. Juni 1969 (BGBI. I S•. 

)645), gegeben. 

Zierenberg-Oe3shausen, den 	6.12.1973 

Vorstehende Sdtzung ist in der Genossenschaftsversamm­
lung vom 6. 12. 1973, in der 18 Genossen mit ein er Grund­
fläche von 159, 85 ha anwesend bzw. vertreten waren. 
beschlossen worden. 

Der Magistrat als Notjagdvorstand 
(Siegel) Hildebrand 

BÜTgerm eister 

Vorstehende Satzung wird gern. § 6 Abs. 2 Hess.AusfG 
z. BJG i.d.F. vom 6.11.1969 (GVBI. I S. 248) geän­
dert jurch das Gesetz vom 5.10.1970 (GVBl. I S. 598), 
genehmigt. .. ) 

Hofgeismar, den 18. Dez. 	 1973 ) 
. .1 

Der Landrat d es Landkreises Kassel 

(Siegel) i.A. gez. 	 Unterschrift 

Oberamtsra t 




------- -------------------------------

---------------------------------------

SATZUNG der Jagdgenossenschaft Oberelsungen im Kreis Kassel 

-------~------­
§ 1 - Name, Sitz und Aufsichtsbehörde 

(i)-lli;G;;o-;;~~h~tfüh;t-d~ N~~-:;Jagdie-;;~nschaft 
oberelsungen" . . 

Sie hat ihren Sitz in 'Zierenberg-Oberelsungen und ist eine 

rechtsfähige Genossenschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Aufnchtsbehörde ist der Landrat des Landkreises Kassel. 

§ 2 - Mitgliedschaft 
(1) Der Genossenschaft gehören alle Grundeiie~t ~e-;de;­

gemeinschaftlichen Jagdbezirkes Oberelsungen nach Maßga­

be des anliegenden Genossenschaftskatasters an. Das Kata­

ster hat nach ortsüblicher Bekanntmachung zwei Wochen 

l~g. bei der hiesigen Außenstelle der Stadtverw altung zur 

Emslcht ausgelegen . Einsprüche sind dagegen - nicht erho­

ben worden. 

(2) Der lagdbezirk ist 1066 ha groß. Die Größe der bejag­

baren Fläche ist zum 1. April eines jeden Jahres festzustel­

len. 

(3).Grundeigentümer, auf deren Flächen die Jagd nicht aus­

geubt werden darf, gehören insoweit der Jagdgenossenschaft . 

nicht an. 

(4) Die Mitgliedschaft zur Genossenschaft endet mit dem 

Verlust des Grundeigentums. EigentumSänderungen hat der 

Grundeigentümer nachzuweisen. 


§ 3 - AufO'aben 
-------~-----------------------------­(1) Die Genossenschaft hat die Aufgabe, das ihr zustehende 
JagdausUbungsrecht im Interesse der Jagdgenossen zu verwal­
ten und zu nutzen sowie fOr den Ersatz des den Genossen et ­
wa entstehenden Wildschadens zu sorgen. 
(2) Sie kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben Umlagen erheben. 

§ 4 - OrEane 
Organe der Genossenschaft sind 

. a) der 1agdvorstand, 
b) die Genossenschaftsversammlung, 
c) der Genossenschaftsausschuß. 

1_~_-_1!~! 0 r ~ nd 
(1) Der Jagdvorstand, best;h~~d~demJ agdv~tehe~-sei­
nem Stellvertreter und einem Kassenhalter wird von der Ge­
Llossenschaftsversammlung auf die Dauer von 4 Jahren ge­
wählt. Wählbar ist jeder Jagd genosse , der das 25. Lebensjahr 
vollendet hat ~d uneingeschränkt im Besitz der staatsbürger­
lichen Rechte 1St. Nach Ablauf der Amtszeit führen die Ge­
wählten ihr Amt bis zur Neuwahl fort. 
(2) Im Falle der Verhinderung des Jagdvorstandes vertritt ihn 
der Vorsitzende des Genossenschaftsausschusses. 
(3) Der Jagdvorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich 
und außergerichtlich. 

!_~~~~~~E~E_~~~l~~~~~_~e~_________ 
~1) Der Jagdvorstand hat die Interessen der Jagdgenossenschaft 
1m Rahmen des § 3 wahrzunehmen. Er ist an die BeschlUsse 
der. Genossenschaftsversammlung gebunden, soweit sich die­
se 1m Rahmen der Gesetze halten. 
(2) Der Jagdvorstand hat insbesondere folgende Aufgaben zu 
erfüllen: 

a) Anlegen und Führen des Genossenschaftskatasters, 

b) Einberufung und Leiten der Genossenschaftsversammlung, 

c) Ausführen der GenossenschaftsbeschlUsse, 

d) Führen der Kassengeschäfte, 

e) Aufstellen und Vorlage des Haushaltsplanes und der Jahres­


rechnung, 
f) Aufstellen des Verteilungsplanes und der Beitragsliste, 
g) Beaufsichtigen der Angestellten und ÜberwaclulDg der Ein­

richtungen, 

h) Führen des Schriftwechsels und Beurkunden von Beschlüssen 

i) Vornahme der Bekanntmachungen, 

k) Abschluß von Verträgen. 


!_'Z.._-~e~~!.c:..~a f t~ver sam m 1u n.B­
(1) Alljährlich findet eine ve~;;'~lung-d~;-Ge;o-;;;;--;;;Ü-:­
Außerordetenliche Versamlungen sind vom Jagdvorstand ein­
zuberufen, wenn dies von wenigstens einem Zehntel der 
stimmberechtigten Genossen unter Angabe der Gründe schrift­
lich verlangt wird. Alle Versammlungen sind unter Angabe 
der Tagesordnung mit einer Frist von zwei Wochen einzube­
rufen (§ 15 Abs. 1). 
(2) Die ordnungsgemäß einberufene Versammlung ist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden und vertretenen Jagd­
genossen beschlußfähig. Dabei hat es keine Bedeutung ob 
die anwesenden und . vertretenen Jagdgenossen der zahi oder 
der Grundfläche nach die Mehrheit im gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk vertreten oder nicht. 
( 3) Beschlüsse erfor.dein die Zustimmung der Mehrheit der an­
wesenden und vertretenen JagdgenoSsen, die zugleich die 
Mehrheit der in der Versammlung vertretenen Grundflächen 
bilden. Bei Stimmengleichheit kommt kein Beschluß zustan­
de. 

. (4) Über den wesentlichen Verlauf und die Beschlüsse einer 
Versammlung ist eine Niederschrift zu fertigen; sie muß ins­
besondere enthalten: 

1. die Zahl der anwesenden Jagdgenossen, 
2. die Angabe der von ihnen vertretenen Grundflächen, 
3. die von der GenossenschaftsVersammlung gefaßten Be­

schlUsse, wobei das Stimmenverhältnis anzugeben ist. 
Die Niederschrift ist im Geschäftszimmer des Jagdvorstandes 
zwei Wochen lang zur Einsichtnahme der Genossen öffentlich 
auszulegen. 

§ 8 - Stimmrecht der Genossen 
(~J;d~G~o~h~t;ineStim~e~--------------­

(2) Miteigentümer oder Gesamthandseigentümereines zum 
Jagdbezirk gehörigen Grundstücks können ihr Stimmrecht nur 
gemeinschaftlich ausüben. Beteiligen sich nicht sämtliche 
Miteigentümer oderGesamthandseigentümer an der Abstim­
mung, so gelten die Nichtabstimmenden oder Nichterschie­
nenen al$ den Erklärungen der Abstimmenden zustimmend. 
(3) Jeder Genosse kann sein Stimmrecht durch einen mit 

schriftlicher Vollmacht versehenen anderen Genossen oder 

seinen volljährigen Ehegatten oder einen volljährigen Ver­

wandten ersten Grades ausüben. 

(4) Genossen, auf deren Grundstilcken die Jagd ruht oder nicht 
ausgeübt werden darf, haben insoweit kein Stimmrecht. 

§ 9 - Aufgaben der Genossenschaftsversamm­
l~~___________________________________ 
Die Genossenschaftsversammlung beschließt im Rahmen der 

Gesetze über die 

a) Wahl des Jagdvorstandes und des Genossenschaftsausschusses, 

b) Art der Nutzung des Jagdbezirkes 

c) Verwendung des Jagdertrages, 

d) Erhebung und Verwendung der Umlagen, 

e) Wahl der Ausschußmitglieder und deren Stellvertreter, 

f) Anstellung von Personal und Festsetzung der dem Jagdvor­


stand und etwaigen Angestellten zu gewährenden Entschä­
digung, 

g) Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers, . 
h) ~enehmigung des Haushaltsplanes und der Jahresrechnung, 

. i) Anderung der Satzung~ . 

§ 1 0 - G 'e nos sen 5 C h a f t sau s s c hu ß ::- ! .-. 

(1) Der Genossenschaftsausschuß be~eht aus drei Personen; 
die mit ihren Stellvertretern von der Genossenschaftsver­



sammlung auf die Dauer von 41 ahren gewählt werden. 
Wählbar ist jeder Jagdgenosse, der das 25. Leben.jahr voll ­
endet hat und uneingeschränkt im Besitz der staatsbürgerli­
chen Rechte ist. Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden. § 5 Abs. 1 Satz 3 gUt entsprechend. 
(2) Die Aufgaben des Ausschusses bestehen insbesondere in der 

Prüfung: 

a) des Genossenschaftskatasters (§ 2 Abs. 1), 

b) der Versammlungsniederschrift (§ 7 Abs. 4), 

c) des Kassenwesens, des Haushaltsplanes und der J ahres­

rechnung, 
d) des Verteilungsplanes und der Beitragslisten (§ 11). 
(3) Der Ausschuß wird vom Vorsitzenden nach Bedarf einbe­
rufen. Er hat in Genossenschaftsversammlungen seinen Pru­
fungsbericht zu erstatten. 

i_~~~n~~l~YY_~_~~3~~_~E~_~~~~e~_____ 
(1) Der Anteil der Genossen an den Nutzungen u. Lasten rich­
tet sich nachdem Verhältnis des Flächeninhaltes ihrer bejag­
baren Grundstücke im Jagdbezirk. 
(2) An den Nutzungen und Lasten nehmen diejenigen Genos­
sen insoweit nicht teil, als auf ihren Grundstücken die Jagd 
ruht oder nicht ausgeübt werden darf. 
(3) Zur Festsetzung des Anteils der Jagdgenossen stellt der 

r 	 Jagdvorstand einen Verteilungsplan und - soweit erforderlich­
eine Beitragsliste auLJedes Verzeichnis ist zwei Wochen 
lang im Geschäftszimmer des Jagdvorstandes zur Einsichtnah­
me der Genossen oder ihrer mit Vollmacht versehenen Be­
auftragten öffentlich auszulegen. Die Auslegung ist vorher 
bekanntzumachen (§ 15 Abs. 1). 

i~~:_~usz~E~~~g_~~~I~g~~~~~~~~______ __ 
Nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres beschließt die Ge­
nossenschaftsversammlung über die Verwendung des Reiner­
trages aus der Jagdnutzung (§ 10 Abs. 3 BJG). 

i_~~3J~~~un&_~~~~l~äg~_____________ 
(1) Die Beiträge der Genossen werden binnen zwei Wochen 
nach rechtskräftiger Feststellung der Beitragsliste fällig; sie 
sind in bar und bestellgeldfrei bei der Genossenschaftskasse 
einzuzahlen. 
(2) Die Beiträge, welche nicht fristgemäß eingezahlt wer­
den, können nach den Vorschriften über die Einziehung von 
Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 

i_14~~esch~~~~~_____________________ 

Das Geschäftsjahr läuft vom 1. April bis 31. März. 

i_~~~_~ekaEE~~Y~~3~_________________ 

Die für die Genossen oder die Öffentlichkeit bestimmten 
Bekanntmachungen werden im amtlichen Bekanntmachungs­
organ der Stadt Zierenberg veröffentlicht. 

§ 16 - Rechtsmittel 
----------------------------~----------Gegen Verwaltungsakte der Jagdgenossenschaft sind die 
Rechtsmittel nach §§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung 
vom 21. J3O. 1960 (BGBL I S. 17), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 25. Juni 1969 (BGBL I S. 645), gegeben. 

Zierenberg-Oberelsungen, den 23. August 1973 

Vo~stehende Satzung ist in der Genossenschaftsversammlung 
vom 23. 8. 1973 in der 17.Genossen mit einer Grundfläche 
von 604,42 ha anwesend bzw. vertreten waren, beschlossen 
worden. 

Der Magistrat als Not jagd vorstand 
.(Siegel) ( H i 1 d e b r a n d ) 

Bürgermeister 
Vorstehende Satzung wird gern. § 6 Abs. 2 Hess. AusfG. z. 
BJG i. d. F. vom 6.11.1969 (GVm. I S. 248), geändert durch 
das Gesetz vom 5.10.1970 (GVBl. I S. 598), genehmigt. 
Hofgeismar, den 11. Okt, 1973 
(Siegel) Der Landrat des Landkreises Kassel 

1. A. 	gez, Unterschrift, Oberamtsrat 



SATZUNG der Jagdgenossenschaft Burghasungen im Kreis Kassel 

~ 1 - Name, Sitz und Aufsichtsbehörde 
fi)Die Genossenschaffführt den Nan1e~fägdgenossenSChä1C 
Burghasungen" • 
Sie hat ihren Sitz in Zierenberg-Burghasungen und ist eine 

. rechtsfähige Genossenschaft des öffentlichen Rechts. 
I (2) Aufsichtsbehörde ist der Landrat des Landkreises Kassel. 

! 

i~:_lAit~l~~~~~aJ!______________________ 

(1) Der Genossenschaft gehören alle Grundeigentümer des 
gemeinschaftlichen Jagdbeztikes Burghasungen nach Maßga­
be des anliegenden Genossenschaftskatasters an. Das Kata­
ster hat nach ortsüblicher Bekanntmachung zwei Wochen 
lang bei der hiesigen Außenstelle der Stadtverwaltung zur 
Einsicht ausgelegen. Einsprüche sind dageben - nicht erhoben 
- rechtskräftig zurückgewiesen. 
(2) Der Jagdbezirk ist 328,02 ha groß. Die Größe der bejag­
baren Fläche ist zum 1. April eines jeden Jahres festzustel­
len. 

(3) Grundeigentümer, auf deren Flächen die Jagd nicht aus­
geübt werden darf, gehören insoweit der Jagdgenossenschaft 
nicht an. 
(4) Die Mitgliedschaft zur Genossenschaft endet mit dem 
Verlust des Grundeigentums. EigentumSänderungen hat der 
Grundeigentümer nachzuweisen. 

i_~~~3JE~~~E__________________________ 
(1) Die Genossenschaft hat die Aufgabe, das ihr zustehende 
Jagdausübungsrecht im Interesse der Jagdgenossen zu verwal­
ten und zu nutzen sowie für den Ersatz des den Genossen et ­
wa entstehenden Wildschadens zu sorgen. 
(2) Sie kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben Umlagen erheben. 

i_~_~~ß~E~__________________________ __ 
Organe der Genossenschaft sind 


a) der Jagdvorstand, 

b) die GenossenSChaftsversammlung, 

c) der Genossenschaftsausschuß. 


i_~_-_I!~!~!..~~E~____________________ 
_ .. (1) Der Jagdvorstand, bestehend aus dem Jagdvorsteher, sei ­

nern Stellvertreter und einem Kassenhalter wird von der Ge­
nossenschaftsversammlung auf die Dauer von 4 Jahren ge­
wählt. Wählbar ist jeder Jagdgenosse, der das 25. Lebensjahr 
vollendet hat und uneingeschränkt im Besitz der staatsbürger­
lichen Rechte ist. Nach Ablauf der Amtszeit führen die Ge­
wählten ihr Amt bis zur Neuwahl fort. 
(2) Im Falle der Verhinderung des Jagdvorstandes vertritt ihn 
der Vorsitzende des Genossenschaftsausschusses. 
(3) Der Jagdvorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich 
und außergerichtlich. 

i~:~~~E~E_~~~l~~~~~~e_s_________ 
(1) Der Jagdvorstand hat die Interessen der Jagdgenossenschaft 
im Rahmen des § 3 wahrzunelunen. Er ist an die Beschlüsse 
der Genossenschaftsversammlung gebunden, soweit sich die­
se im Rahmen der Gesetze halten. 
(2) Der Jagdvorstand hat insbesondere folgende Aufgaben zu 
erfüllen: 

a) Anlegen und Führen des Genossenschaftskatasters, 

b) Einberufung und Leiten der Genossenschaftsversammlung, 

c) Ausführen der GenossenschaftsbeschlÜSSe, 

d) Führen der Kassengeschäfte, 

e) Aufstellen und Vorlage des Haushaltsplanes und der Jahres­


rechnung, 
f) Aufstellen des Verteilungsplanes und der Bdtragsliste, 
g) Beaufsichtigen der Angestellten und Überwachung der Ein­

richtungen, 

h) Führen des Schriftwechsels und Beurkunden voo Beschlilssen, 

i) Vornahme der Bekanntmachungen, 

k) Abschluß von Verträgen. 


i_!..:~e~.;~~~~a ft s~!.~.P I uE.L_ 
(1) Allj ährlich findet eine Versammlung der Genossen statt. 
Außerordetenliche Versamlungen sind vom Jagdvorstand ein­
zuberufen, wenn dies von wenigstens einem Zehntel der 
stimmberechtigten Genossen unter Angabe der Gründe schrift­
lich verlangt wird. Alle Versammlungen sind unter Angabe 
der Tagesordnung mit einer Frist von zwei Wochen einzube­
rufen (§ 15 Abs. 1). 
(2) Die ordnungsgemäß einberufene Versammlung ist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden und vertretenen Jagd­
genossen beschlußfähig. Dabei hat es keine Bedeutung, ob 
die anwesenden und vertretenen Jagdgenossen der Zahl oder 
der Grundfläche nach die Mehrheit im gemeinschaftlichen 
Jagdbezirk vertreten,Pder nicht. 
(3) BeschlUsse erfor&rn die Zustimmung der Mehrheit der an­
wesenden und vertretenen Jagdgenossen, die zugleich die 
Mehrheit der in der Versammlung vertretenen Grundflächen 
bilden. Bei Stimmengleichheit kommt kein, Beschluß zustan­
de. 
(4) Über den wesentlichen Verlauf und die BeschlÜSSe einer 
Versammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. sie muß ins­
besondere enthalten: 

1. die Zahl der anwesenden Jagdgenossen, 
2. die Angabe der von ihnen vertretenen Grundflächen, 
3. die von der Genossenschaftsversanunlung gefaßten Be­

schlÜSSe, wobei das Stimmenverhältnis anzugeben ist. 
Die Niederschrift ist im Geschäftszimmer des Jagdvorstandes 
zwei Wochen lang zur Einsichtnahme der Genossen öffentlich 
auszulegen. 

§ 8 - Stimmrecht der Genossen 
(1) Jeder Genosse hat eine Stimme. 
(2) Miteigentümer oder Gesamthandseigentümereines zum 
Jagdbezirk gehörigen Grundstücks können ihr Stimmrecht nur 
gemeinschaftlich ausüben. Beteiligen sich nicht sämtliche 
Miteigentümer oderGesamthandseigentümer an der Abstim­
mung, so gelten die Nichtabstimmenden oder Nichterschie­
nenen als den Erklärungen der Abstimmenden zustimmend. 
(3) Jeder Genosse kann sein Stimmrecht durch einen mit 
schriftlicher Vollmacht versehenen anderen Genossen oder 
seinen volljährigen Ehegatten oder einen volljährigen Ver­
wandten ersten Grades ausüben. 
(4) Genossen, auf deren Grundstücken die Jagd ruht oder nicht 
ausgeübt werden darf, haben insoweit kein Stimmrecht. 

§9 - Aufgaben der Genossenschaftsversamm­
.!.~1!.8.. . 

Die Genossenschaftsversammhmg beschließt im ~-der 

Gesetze über die 

a) Wahl des Jagdvorstandes und des Genossenschaftsausschusses, 

b) Art der Nutzung des Jagdbezirkes 

c) Verwendung des Jagdertrages, 

d) Erhebung und Verwendung der Umlagen, 

e) Wahl der Ausschußmitglieder und deren Stellvertreter, 

f) Anstellung von Personal und Festsetzung der dem Jagdvor­


stand und etwaigen Angestellten zu gewährenden Entschä­
digung, 

g) Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenführers, 
h) Genehmigung des Haushaltsplanes und der Jahresrechnung, 
i) Änderung der Satzung. . . 

§ 1 '0 - Gen 0 ssen sc haft s ci u s s c h u ß 

(1) D~r Genqsserischaftsausschuß best~ht aus dr~{ Personen, 
die mit ihren Stellvertretern von der Genossenschaftsver- . 



---------------------------------------

.... ­

sammlung auf die Dauer von 4 Jahren gewählt werden. 
Wählbar ist jeder Jagdgenosse, der das 25. Lebensjahr voll ­
endet hat und uneingeschränkt im Besitz der staatsbürgerli­
chen Rechte ist. Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden. § 5 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 
(2) Die Allfgaben des Ausschusses bestehen insbesondere in der 

Prüfung: 

a) des Genossenschaftskatasters (§ 2 Abs. 1), 

b) der Versammlungsniederschrift (§ 7 Abs. 4), 

c) des Kassenwesens, (ies Haushaltsplanes und der J ahres­

rechnung, . 
d) des Verteilungsplanes und der Beitragslisten (§ 11). 
(3) Der Ausschuß wird vom Vorsitzenden nach Bedarf einbe­
rufen. Er hat in Genossenschaftsversammlungen seine!l Prü­
fungsbericht zu erstatten. 

1_~~~~nJ~il_~_~_~~3~JLe3_EE~_~~t~~_____ 
(1) Der Anteil der Genossen an den Nutzungen u. Lasten rich­
tet sich nach dem Verhältnis des Flächeninhaltes ihrer bejag­
baren Grundstücke im Jagdbezirk. 
(2) An den Nutzungen und Lasten nehmen diejenigen Genos­
Sen insoweit nicht teil, als auf ihren Grundstücken die Jagd 
ruht oder nicht ausgeübt werden darf. 
(3) Zur Festsetzung des Anteils der Jagdgenossen stellt der 
Jagdvorstand einen Verteilungsplan und - soweit erforderlich­
eine Beitragsliste auf.Jedes Verzeichnis ist zwei Wochen 
lang im Geschäftszimmer des Jagdvorstandeszur Einsichtnah­
me der Genossen oder ihrer mit Vollmacht versehenen Be­
auftragten öffentlich auszulegen. Die Auslegung ist vorher 
bekanntzumachen (§ 15 Abs. 1). 

j_~~~~3~~El~g_~~~I~g~~~~~~!________ 
N ach Ablauf eines jeden Geschäftsj ahres beschließt die Ge­
nossenschaftsversammlung über die Verwendung des Reiner­
trages aus der Jagdnutzung (§ 10 Abs. 3 BJG). 

1-~~~Jnz~l~&_~~~~l~!!JL~_____________ 
(1) Die Beiträge der Genossen werden binnen zwei Wochen 
nach rechtskräftiger Feststellung der Beitragsliste fällig; sie 
sind in bar und bestellgeldfrei bei der Genossenschaftskasse 
einzuzahlen. 
(2) Die Beiträge, welche nicht fristgemäß eingezahlt wer­
den, können nach den Vorschriften über die Einziehung von 
Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 

1_14_-_g:~~E~1l~~E!_____________________ 
r Das Geschäftsjahr läuft vom 1. April bis 31. März. 

l_~~~_~~~EE~~~~~JL~_________________ 
Die für die Genossen oder die Öffentlichkeit bestimmten 
Bekanntmachungen werden im amtlichen Bekanntmachungs­
organ der Stadt Zierenberg veröffentlicht. 

§ 16 - Rechtsmittel 
Gegen Verwaltungsakte der Jagdgenossenschaft sind die 
Rechtsmittel nach §§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung 
vom 21. Jan. 1960 (BGBL I S. 17), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 25. Juni 1969 (BGBL I S. 645), gegeben. 

Zierenberg-Burghasungen. den 28. August 1973 

Vorstehende Satzung ist in der Genossenschaftsversammlung 
vom 28. 8. 1973, in der 10 Genossen mit einer Grundfläche 
von 47,26 ha anwesend bzw. vertreten waren, beschlossen 
worden . 

Der Magistrat als Notjagdvorstand 
(Siegel) ( H i 1 d e b r an d ) 

B ih'germeister 
Vorstehende Satzung wird gern. § 6 Abs. 2 Hess. AusfG. z. 
BJG i. d.F. vom 6.11.1969 (GVm. I S. 248), geändert dUIch 
das Gesetz vom 5.10.1970 (GVBl. I S. 598), genehmigt. 
Hofgeismar, den 11. akt. 1973 . 
(Siegel) Der Landrat des Landkreises Kassel 

1. A. gez. Unterschrift, aberamtsrat 
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